	Landwirtschaftskammer Niedersachsen
Postfach 91 06 02
30426 Hannover
	
	Geschäftsbereich Förderung
Sachgebiet 2.1.3
Wunstorfer Landstr. 7a
30453 Hannover



Antrag auf Gewährung einer Zuwendung
Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Projekten im Ökologischen Landbau, (Richtlinie Ökolandbau), Erl. d. ML v. 28.08.2020 — 104-60143/02-72 — VORIS 78900 —
	1. Antragsteller

	Name /Bezeichnung:
	

	Rechtsform:
	

	Anschrift:
	

	PLZ / Ort:
	

	Straße / Haus-Nr.:
	

	Telefon:
	

	Fax:
	

	E-Mail:
	

	Auskunft erteilt:
	

	Vertretungsberechtigte Person(en):
	

	Bankverbindung:

	Bankname:
	

	IBAN:
	

	BIC:
	

	
	


	Weitere Angaben zum Antragsteller

	Rechtsform
	

	☐  gewerblich
	☐  gemeinnützig
	☐  Körperschaft des öR

	Fachliche Ausrichtung bzw. fachliche Aufgaben nach Satzung / Geschäftsausrichtung:



	Umsatz der letzten beiden abgelaufenen Geschäftsjahre in Euro

	Jahr
	Umsatz
	Bilanzsumme
	Beschäftigte *

	
	
	
	

	
	
	
	

	*Die Beschäftigtenzahl entspricht der Zahl der Jahresarbeitseinheiten. Teilzeitbeschäftigte und Saisonbeschäftigte werden nur entsprechend ihres Anteils an den Jahreseinheiten berücksichtigt. Auszubildende sind nicht zu berücksichtigen.

	Befindet sich Kapital- oder Stimmanteile im Besitz von einem oder mehreren anderen Unternehmen / bestimmt jemand außerhalb des o.g. Antragstellers über die Finanzmittel oder die Aufgabenwahrnehmung? 
☐  Nein          ☐  Ja              Anteil              %





	2. Maßnahme

	Bezeichnung der Maßnahme
	

	Kurze eindeutige Beschreibung:


	Zielgruppe:
	

	Ort der Durchführung:
	

	Durchführungszeitraum (tagesgenau):
	


	Ist im Rahmen des beantragten Vorhabens eine Kooperation mit Dritten geplant?

	  ☐  Nein          
	☐  Ja, mit anderen Unternehmen 
☐  Ja, mit Einrichtungen aus Wissenschaft und Forschung 
☐  Ja, mit Sonstigen

	Geplante Projektpartner:
(Name, Anschrift, Rechtsform)
	


	
	



	
	



	☐  Es wird die Weiterleitung eines Zuwendungsanteiles an den/die vorgenannten Kooperationspartner beantragt.
Hinweis: Bei Institutioneller Förderung ist eine Weiterleitung nicht zulässig!



Einordnung des Projektes in die geltende Richtlinie:
	2.1.1 Teilnahme von Erzeugern landwirtschaftlicher Erzeugnisse an Qualitätsregelungen im Rahmen der EU-Rechtsvorschriften für den ökologischen Landbau, insbesondere Vorhaben im Rahmen von
☐  Marktforschungstätigkeiten, 
☐  Produktentwürfen oder 
☐  Produktentwicklungen
☐  Sonstiges ____________________________________________
2.1.2 Wissenstransfer und Informationsmaßnahmen nach Maßgabe von Artikel 21 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 durch Maßnahmen der Berufsbildung und des Erwerbs von Qualifikationen (einschließlich Ausbildungskursen, Workshops und Coaching) sowie Demonstrationsvorhaben und Informationsmaßnahmen, dabei Vorhaben
☐  zur Integration der Themen des Ökolandbaus in die entsprechenden Aus- und Weiterbildungsbereiche;
☐  zur spezifischen Qualifikation in den Themenbereichen des Ökolandbaus;
☐  zur praxisbezogenen Information der Verbraucher durch öffentlichkeitswirksame Maßnahmen;
☐  zum Aufbau, zur Pflege und Weiterentwicklung von Netzwerken zwischen Produzenten, Verarbeitung und/oder Handel;
☐  zur Entwicklung von Demonstrationsvorhaben, zum Aufbau von Demonstrationsbetrieben sowie zur Einrichtung und zum Projektmanagement von Öko-Modellregionen;
2.1.3 Bereitstellung von Beratungsdiensten für ökologische sowie an Umstellung auf Ökolandbau interessierte Betriebe nach Maßgabe von Artikel 22 Absatz 3 Buchstabe b, c und g sowie Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014, insbesondere 
☐  zur gezielten Beratung von umstellungsinteressierten konventionellen Landwirten;
☐  zur Beibehaltung und Verbesserung von ökologischen Anbau- und Haltungsverfahren;
☐  zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit;
☐  zur Verbesserung der Ressourceneffizienz und des Natur- und Umweltschutzes;
☐  zur Entwicklung, Umsetzung und Ausweitung von Erzeugungs-, Verarbeitungs- und Vermarktungsstrategien;
2.1.4 Absatzförderung für landwirtschaftliche Erzeugnisse nach Maßgabe von Artikel 24 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014, durch 
☐  die Veranstaltung von und die Teilnahme an Wettbewerben und Ausstellungen,
☐  Werbeveröffentlichungen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit für landwirtschaftliche Erzeugnisse.
☐  2.1.5 Forschung und Entwicklung nach Maßgabe von Artikel 31 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 (u. a. Verpflichtung zur Veröffentlichung vor Beginn des Vorhabens!)



	3. Finanzierungsplan

	Haushaltsjahre:
	20 ___
	20 ___

	Eigenmittel:
	
	

	Darlehen[footnoteRef:1]: [1:  Ggf. Kreditbereitschaftserklärung des Kreditinstitutes beifügen] 

	
	

	andere Finanzierungsmittel (z. B. Drittmittel, Einnahmen)[footnoteRef:2]:  [2:  Bitte Art der Mittel erläutern] 

	
	

	beantragter Zuschuss:
	
	

	Gesamtfinanzierung:
	
	


Hinweis:  Nach den Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO gilt:
„Nr. 2.4:  Eine Zuwendung darf ausnahmsweise zur Vollfinanzierung bewilligt werden, wenn die Erfüllung des Zwecks nur bei Übernahme sämtlicher zuwendungsfähiger Ausgaben durch das Land möglich ist. Eine Vollfinanzierung kommt in der Regel nicht in Betracht, wenn der Zuwendungsempfänger an der Erfüllung des Zuwendungszwecks ein wirtschaftliches Interesse hat. Die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu begrenzen.
Nr. 2.5:  Liegt der zu fördernde Zweck auch im Interesse von Dritten, so sollen diese sich angemessen an den zuwendungsfähigen Ausgaben beteiligen.“
Nach der Richtlinie Ökolandbau gilt: „Ziffer 5.1:  Die Zuwendung wird grundsätzlich als nicht rückzahlbarer Zuschuss zur Projektförderung in Form einer Anteilfinanzierung gewährt. Abweichend von Satz 1 und 2 ist die Bewilligung einer Vollfinanzierung zulässig, wenn das Projekt nur bei Übernahme sämtlicher zuwendungsfähiger Ausgaben durchgeführt werden kann. Eine Vollfinanzierung ist für Kommunen oder Körperschaften des öffentlichen Rechts ausgeschlossen.“
Der Zuschuss wird beantragt in Form einer (zutreffendes ankreuzen)
	☐  Anteilfinanzierung
	☐  Vollfinanzierung
	☐  Fehlbetragsfinanzierung

	Im Fall der Vollfinanzierung: (Erklärung des Zuwendungsempfängers)

	Das Projekt kann nur bei Übernahme sämtlicher zuwendungsfähiger Ausgaben durchgeführt werden. Der Antragsteller selbst hat an der Erfüllung des Zuwendungszwecks kein wirtschaftliches Interesse.
Begründung: _____________________________________________________________________

	
	

	Ort/Datum
	Unterschrift des Antragsteller






4. 
	5. 
Ausgaben- und Finanzierungsplan[footnoteRef:3] 
(detaillierte Darstellung / Kalkulation der einzelnen Positionen sind auf gesonderter Anlage beizufügen)  [3:  Anlage 1 Kostenschätzung] 

|_|  Bei institutioneller Förderung s. beiliegendem Wirtschafts- und Stellenplan

	Ausgaben 
	20 ___
	20 ___
	Summe

	Personalkosten:[footnoteRef:4]
Ziff. 5.3.1.2 RL-ÖL [4:  Siehe Vordruck Tätigkeitsbeschreibung] 

☐  Anwendung Spitzabrechnung nach TV-L; 
☐  einheitliche durchschnittliche Stundenpauschale aller im Projekt eingesetzten Personen;
☐  entsprechend den standardisierten Durchschnittssätzen; 
☐  entsprechend den tatsächlich entstandenen Ausgaben, sofern diese unter den standard. Durchschnittssätzen liegen;

	Personalausgaben des Antragstellers 
	
	
	

	Personalausgaben der Partner
	
	
	

	Sachkosten:
	
	
	

	Sachkostenpauschale
Anzahl Stunden:
	
	
	

	Reisekosten * des Antragstellers 
	
	
	

	Reisekosten * der Partner 
	
	
	

	Reisekosten * für externe Fachexperten
	
	
	

	Ausgaben für externe Fachexperten
Tagessatz: 
	
	
	

	Ausgaben für ____________________
	
	
	

	Summe Ausgaben
	
	
	

	  *Hinweis: Reisekosten und Tagegelder sind nur im Rahmen der NRKVO zuwendungsfähig. Sofern die Benutzung eines privaten Kraftfahrzeugs aus projektinternen Gründen (z.B. keine Anbindung mit regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln, sperriges Dienstgepäck, etc.) notwendig ist, kann eine Wegstreckenentschädigung in Höhe von 0,30 EUR je km gewährt werden.

	Einnahmen
	20 ___
	20 ___
	Summe

	Eigenmittel
	
	
	

	Leistungen Dritter (ohne öffentliche Förderung)
______________________________
	
	
	

	beantragte/bewilligte öffentliche Förderung durch _______________________ 
	
	
	

	Beantragte Zuwendung 
Land Niedersachsen
	
	
	

	Summe Einnahmen
	
	
	



	5. Begründung und Projektbeschreibung[footnoteRef:5] [5:  Anlage 2 Beschreibung und Begründung] 


	5.1 Notwendigkeit der Maßnahme (u. a.: Darstellung der Ausgangssituation und der Problemlage, ggf. Vorstellung verschiedener Lösungsansätze, Ziel, Konzeption und Einzelmaßnahmen, ggf. Zusammenhang mit anderen Maßnahmen und Maßnahmen desselben Aufgabenbereichs in vorhergehenden oder folgenden Jahren)

	5.1.1 Ausgangssituation


	5.1.2 Problemlage


	5.1.3 Ziel des Projektes


	5.1.4 Konzeption und geplante Maßnahmen


	5.2 Notwendigkeit der beantragten Zuwendung (u. a.: Eigenmittel, Förderhöhe, Landesinteresse an der Maßnahme, alternative Förderungs- und Finanzierungsmöglichkeiten, Angabe der Finanzierungsart anderer Geldgeber – soweit möglich) 






	6. Erklärungen des Antragstellers

	Ich bestätige / Wir bestätigen die Vollständigkeit und Richtigkeit der in diesem Antrag und in den eingereichten Unterlagen –auch den Anlagen- gemachten Angaben.
· Ich/Wir erkläre(n),
☐  zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG berechtigt bin/sind und dies beim
Finanzierungsplan berücksichtigt habe(n) (Preise ohne Umsatzsteuer);
☐  zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG nicht berechtigt bin/sind;
· dass ich/wir noch zahlungsfähig bin/sind und gegen mich/uns kein Vergleichs- oder Insolvenzverfahren unmittelbar bevorsteht, beantragt oder eröffnet ist, und dass ich/wir unverzüglich der Bewilligungsstelle mitteile(n), wenn bis zur Bewilligung des Antrages ein Vergleichs- oder Insolvenzverfahren bevorstehen sollte;
· dass mit dem Vorhaben noch nicht begonnen worden ist und auch vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheids nicht begonnen wird. Es ist mir/uns bekannt, dass bereits der Abschluss von Lieferungs- und Leistungsverträgen (Auftragserteilung), die der Ausführung des Vorhabens zuzurechnen ist, grundsätzlich als Beginn des Vorhabens gilt;
· dass dieses Vorhaben nicht im Auftrag Dritter durchgeführt wird oder werden soll;
· dass außer den im Antrag angegebenen Finanzierungsmöglichkeiten Dritter keine weiteren beantragt oder in Anspruch genommen werden; andernfalls werde(n) ich/wir dieses der Bewilligungsstelle mitteilen;
· dass sich mein/unser Unternehmen nicht in Schwierigkeiten gem. der Definition der VO (EU) 651/2014 (hier: AGVO) befindet;
· dass sich mein/unser Unternehmen nicht in Auflösung nach § 41 Satz 1 oder § 69 Abs. 3 Satz 1 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung befindet.
· Mir / uns ist die Strafbarkeit eines Subventionsbetrugs nach § 264 Strafgesetzbuch (StGB) bekannt und dass die in diesem Antrag angegebenen Tatsachen subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von § 264 StGB sind (sowie alle sonstigen Tatsachen, die für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen der Zuwendung von Bedeutung sind).  
Zu diesen Tatsachen gehören insbesondere solche,
· die zur Beurteilung der Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung von Bedeutung sind;
· die Gegenstand der Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen, Vermögensübersichten oder Gutachten, des Finanzierungsplans, des Haushalts- oder Wirtschaftsplans, etwaiger Übersichten und Überleitungsrechnungen oder sonstiger dem Antrag beizufügender Unterlagen sind;
· von denen nach Verwaltungsrecht, Haushaltsrecht oder anderen Rechtsvorschriften die Rückzahlung der Zahlung abhängig ist.
· Mir / uns ist bekannt, dass wir nach § 3 des Subventionsgesetzes vom 29.07.1976 (BGBl. I S. 2037) verpflichtet sind, der bewilligenden Stelle unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, die der Bewilligung, Weitergewährung, Inanspruchnahme oder dem Belassen der Zuwendung entgegenstehen oder für die Rückforderung der Zuwendung erheblich sind. Uns ist ferner bekannt, dass die Nichtbeachtung dieser Verpflichtung eine Bestrafung wegen Subventionsbetruges (§ 264 StGB) nach sich ziehen kann.
· Ich/Wir erklären ausdrücklich, dass wir kein Unternehmen sind, über deren Vermögen ein Insolvenz-, Vergleichs-, Konkurs-, Sequestrations- oder ein Gesamtvollstreckungsverfahren beantragt oder eröffnet worden ist. Dasselbe gilt für Antragsteller und, sofern der Antragsteller eine juristische Person ist, für den Inhaber der juristischen Person, die eine eidesstattliche Versicherung nach §§ 807 ZPO oder § 284 Abgabenordnung abgegeben haben.
· Ich/wir habe/n keine Rückforderung aufgrund einer Entscheidung der Europäischen Kommission zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer staatlichen Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt erhalten, die von mir/uns noch nicht beglichen wurde.
· Ich/wir versichere/n die Richtigkeit und Vollständigkeit der gemachten Angaben und erkenn/n die dargelegten Hinweise, Verpflichtungen, Einwilligungen und Erklärungen und Hinweise für mich/uns als verbindlich an.

 ☐  Wir beantragen die Zustimmung zur Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen Maßnahmebeginns.
Begründung:

											
Ort, Datum						Unterschrift



Unterlagen, die diesem Antrag beigefügt sind (bitte ankreuzen): 
☐  Anlage 1:  detaillierter Ausgaben- und Finanzierungsplan
☐  Anlage 2:  ausführliche fachliche Projektbeschreibung
[bookmark: _GoBack]☐  Anlage 3:  Tätigkeitsbeschreibung
☐  Darstellung des Antragstellers (Firmendarstellung oder Vergleichbares)
☐  Nachweis der Finanzierung des Projektes / der Maßnahme
☐  Auszug aus der Satzung / des Gesellschaftsvertrages oder Vergleichbares
☐  Handelsregisterauszug / Vereinsregisterauszug oder Vergleichbares
☐  Erklärung „De-minimis“-Beihilfe
☐  sonstige Unterlagen


Informationspflichten bei der Erhebung personenbezogener Daten nach Artikel 13 der Verordnung (EU) 2016/679 – Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
Dieses Informationsblatt informiert Sie darüber, was mit Ihren von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten geschieht und welche Rechte Sie im Hinblick auf ihre Verarbeitung haben. Diese Informationen erfolgen gemäß Artikel 13 der Datenschutz-Grundverordnung (EU) 2016/679 (DSGVO).
Mit dem Antrag auf Gewährung einer Zuwendung Antrag auf Gewährung einer Zuwendung nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Projekten im Ökologischen Landbau, (Richtlinie Ökolandbau), Erl. d. ML v. 28.08.2020 — 104-60143/02-72 — VORIS 78900 —sowie den zugehörigen Anlagen werden ihre Antragsdaten für diese Fördermaßnahme erhoben und verarbeitet. Die Antragsdaten werden geprüft, abgeglichen und weiterverarbeitet. Nach umfänglicher Prüfung der Antragsdaten erfolgt eine Entscheidung über den Antrag sowie im weiteren Verlauf nach Prüfung des Zahlungsantrags bei positiver Entscheidung eine Auszahlung.
1. Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen
Landwirtschaftskammer Niedersachsen
Mars-la-Tour-Str. 1-13
26121 Oldenburg
Tel.: 0441/ 801-0
E-Mail: DSGVO@lwk-niedersachsen.de
1. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen
Datenschutz
Mars-la-Tour-Straße 1-13
26121 Oldenburg
Telefon: 0441/801-0
E-Mail: datenschutz@lwk-niedersachsen.de
1. Zweck und Rechtsgrundlage der Verarbeitung
Die mit dem „Antrag auf Gewährung einer Zuwendung nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Projekten im Ökologischen Landbau, (Richtlinie Ökolandbau)“ einschließlich der zugehörigen Anlagen erhobenen Daten werden zur Feststellung der Förderberechtigung und der Förderhöhe, für Wiedereinziehungsverfahren, für Prüfzwecke, für statistische Zwecke sowie zur Evaluation verarbeitet. 
Für eine Antragstellung ist die Bereitstellung der personenbezogenen Daten erforderlich und damit verpflichtend. Die personenbezogenen Daten werden für einen vollständigen Antrag benötigt. Bei Nichtbereitstellung der Daten kann keine abschließende Bearbeitung Ihres Antrags erfolgen und dieser ist abzulehnen.  
Wir erheben und verarbeiten personenbezogene Daten, die Sie im Zusammenhang mit der Beantragung angegeben haben, sowie solche, die bei Kontrollen erhoben wurden, um den Verpflichtungen betreffend Verwaltung, Kontrolle, Prüfung sowie Begleitung und Bewertung nachzukommen, die von der Landeshaushaltsordnung und dem jeweiligen Haushaltsgesetz zur korrekten Auszahlung der Zuwendungen auferlegt worden sind.
Im Einzelnen werden Ihre personenbezogenen Daten zu folgenden Zwecken erhoben und verarbeitet:
· Bewilligung der Anträge 
· Auszahlung und Verbuchung 
· Meldungen an den Landesrechnungshof sowie die EU-Kommission
1. Empfänger oder Kategorien von Empfängerinnen und Empfängern der personenbezogenen Daten 
Ihre personenbezogenen Daten werden auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen an folgende Empfängerinnen und Empfänger übermittelt:
· Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
· Landesrechnungshof
· Ämter für Statistik
· Weitere Institutionen, soweit im Rahmen des Förderverfahrens eine Verpflichtung besteht.
1. 
Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten 
Ihre Daten werden nach Ablauf des zehnten Jahres, das auf das Jahr folgt, in dem die genannten Daten erhoben wurden, gelöscht. Daten, für die aufgrund der im Einzelfall festgelegten Zweckbindung eine längere Aufbewahrung erforderlich ist, werden maximal bis zum Ende der Zweckbindungsfrist gespeichert.
1. Betroffenenrechte
Sie haben gegenüber dem Niedersächsischen Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz hinsichtlich der Datenverarbeitung folgende Rechte:

Auskunft: Sie haben das Recht, eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob Sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies der Fall, so haben Sie ein Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten und auf die in Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 im einzelnen aufgeführten Informationen.

Berichtigung: Sie haben das Recht, unverzüglich die Berichtigung Sie betreffender unrichtiger personenbezogener Daten und ggf. die Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten zu verlangen (Artikel 16 der Verordnung (EU) 2016/679).

Löschung: Sie haben das Recht, zu verlangen, dass Sie betreffende personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, sofern einer der in Artikel 17 der Verordnung (EU) 2016/679 im einzelnen aufgeführten Gründe zutrifft, z. B. wenn die Daten für die verfolgten Zwecke nicht mehr benötigt werden und die gesetzlichen Aufbewahrungs- und Archivvorschriften einer Löschung nicht entgegenstehen.

Einschränkung der Verarbeitung: Sie haben das Recht, die Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der in Artikel 18 der Verordnung (EU) 2016/679 aufgeführten Voraussetzungen gegeben ist, z. B. wenn Sie Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt haben, für die Dauer der Prüfung, ob dem Widerspruch statt gegeben werden kann.

Datenübertragbarkeit: Sie haben gemäß Artikel 20 der Verordnung (EU) 2016/679 das Recht, die uns aufgrund Ihrer Einwilligung freiwillig zur Verfügung gestellten und elektronisch verarbeiteten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinen-lesbaren Format zu erhalten, sodass Sie diese Daten einem anderen Verantwortlichen zur Verfügung stellen können.

Widerspruch: Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit im Rahmen der Voraussetzungen des Artikel 21 der Verordnung (EU) 2016/679 gegen die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten Widerspruch einzulegen.
Beschwerde: Sie haben das Recht, eine datenschutzrechtliche Beschwerde bei der Landesbeauftragten für den Datenschutz, Prinzenstr. 5, 30159 Hannover, einzulegen.
1. Beschwerderecht 
Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen
Prinzenstraße 5
30159 Hannover
Telefon: (0511) 120 4500
E-Mail: poststelle@lfd.niedersachsen.de
Ich habe/wir haben die Hinweise zu den Informationspflichten bei der Erhebung personenbezogener Daten nach Artikel 13 der VO (EU) 201/679 – Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) – zur Kenntnis genommen. 

Ort, Datum			Unterschrift des Begünstigten bzw. des Vertretungsberechtigten

